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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Soziales und Gesundheit -

  
Tagesordnung I Punkt 13 der öffentlichen Sitzung am 25. April 2012

Vorlagen-Nr. 12-F-33-0044

Sozialpädagogisches Konzept Kulturpark
- Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 18.4.2012 -

Die Stadtverordnetenversammlung hat mit Beschluss Nr. 0307 vom 01. September 2011 die 
Umsetzung eines sozialpädagogischen Konzeptes am Kulturpark und Schlachthofgelände 
beschlossen.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

1. Welche Maßnahmen sind bisher mit welchem Ergebnis umgesetzt worden?

2. Welche Maßnahmen sind noch angedacht?

3. Wie stellt sich die Situation auf dem Kulturparkgelände und dem Umfeld aktuell dar 
(polizeibekannte Straftaten seit Beginn der ‚Freiluftsaison‘ 2012, Wahrnehmungen Stadt- 
und Landespolizei sowie des Kultur-im-Park-Team)?

Beschluss Nr. 0067

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

1. Welche Maßnahmen sind bisher mit welchem Ergebnis umgesetzt worden?

2. Welche Maßnahmen sind noch angedacht?

3. Wie stellt sich die Situation auf dem Kulturparkgelände und dem Umfeld aktuell dar 
(polizeibekannte Straftaten seit Beginn der ‚Freiluftsaison‘ 2012, Wahrnehmungen Stadt- 
und Landespolizei sowie des Kultur-im-Park-Team)?

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .04.2012
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Weinerth
Vorsitzender
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Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .04.2012

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .04.2012
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Dezernat VI in Verbindung mit Dezernat VII
mit der Bitte um weitere Veranlassung Dr. Müller

Oberbürgermeister
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